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Stellungnahme zum Bebauungsplan „Wohngebiet Gartenweg" Gemeinde 
Hartmannsdorf b. Chemnitz, (Stand 02/2026) 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

der BUND Landesverband Sachsen e. V. ist als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Abs. 2 Nr. 6 
BNatSchG i. V. m. § 48 SächsNatSchG zur Stellungnahme berechtigt und gibt diese zum Entwurf des B-
Plans „Wohngebiet Gartenweg" (§ 13a BauGB, Stand 02/2026) ab. 

Der BUND erkennt an, dass das Vorhaben eine Industriebrache im Innenbereich (ehemaliges Schleifma-
schinenwerk, Gartenweg 16) revitalisiert und damit dem Grundsatz der Innenentwicklung entspricht. 
Anlass, Plangebiet (ca. 1,09 ha, Flurstücke 6091 und Teil 6423) und Verfahrenswahl nach § 13a BauGB 
sind dem Grunde nach nachvollziehbar. Die folgenden Monita berühren ausschließlich artenschutz- und 
naturschutzrechtliche Fragen, die auch im beschleunigten Verfahren vollständig zu bewältigen sind. 

Dem Vorhaben kann unter der Voraussetzung der korrekten Abarbeitung der u.g. Forderungen und 
Hinweise zugestimmt werden.  

1. Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 

1.1 Methodik und Erfassungsumfang 

Das Artenschutzgutachten (igc Ingenieurgruppe Chemnitz, November 2023) basiert auf mehreren 
Begehungen im Zeitraum März bis September 2023. In den Unterlagen wird ausgeführt, dass Amphibien 
und Reptilien im Rahmen dieser Termine lediglich als „Beibeobachtungen“ erfasst wurden und dass 
potenzielle Lebensräume insbesondere im Bereich des Carl-Kirchhof-Teiches und einer westlich 
angrenzenden Grünfläche mit Grünschnitt-, Sand- und Steinhaufen liegen. Zugleich liegen aus der 
Zentralen Artdatenbank Sachsen Nachweise der Zauneidechse (Lacerta agilis, Anhang IV FFH-RL), der 
Ringelnatter und mehrerer Amphibienarten im 1000-m-Umfeld vor, die räumlich (Herausgabegenauigkeit 
bis 100 m) und zeitlich teils deutlich zurückliegend sind und eine aktuelle plangebietsspezifische 
Kartierung nicht ersetzen. Die Beschränkung auf opportunistische Beibeobachtungen ohne 
artgruppenspezifische, strukturbezogene Erfassung im unmittelbaren Baufeld ist daher fachlich nicht 
geeignet, das Vorkommen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten diese 

Forderung: Nachvollziehbare methodische Begründung, warum für Reptilien und Amphibien trotz 
bekannter ZenA-Nachweise und benannter potenzieller Lebensräume auf eine eigenständige, 
artgruppenspezifische Kartierung im Plangebiet verzichtet werden konnte oder, 
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– Nachkartierung in einem geeigneten Zeitfenster der Hauptaktivität (z.B. April bis September) mit 
strukturbezogenem Schwerpunkt auf Saumbiotope, Materialhaufen und den Bereich des 
Carl-Kirchhof-Teiches. 

1.2 Vorabkontrolle vor Eingriffsbeginn 

Die Bauzeitenregelungen (Festsetzung Nr. 7–9: Gehölzfällung Oktober–Februar, Gebäudeabriss 
November–Februar) sind dem Grunde nach fachlich sinnvoll. Festsetzung Nr. 10 sieht alternativ eine 
ökologische Baubegleitung vor, wenn die Zeitfenster nicht eingehalten werden können. Aus 
artenschutzrechtlicher Sicht fehlt jedoch eine eigenständige Verpflichtung zur Vorabkontrolle der für den 
Eingriff vorgesehenen Strukturen (Gebäude, Gehölze, sonstige Strukturen) auf aktive 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng und besonders geschützter Arten – unabhängig davon, ob die 
Bauzeitbeschränkung eingehalten wird oder nicht. Angesichts des zeitlichen Abstands zwischen der 
Kartierung 2023 und der späteren Bauausführung sowie der Möglichkeit, dass Nester, Quartiere und 
weitere Fortpflanzungs- und Ruhestätten in der Zwischenzeit neu begründet werden, ist eine aktuelle 
Kontrolle unmittelbar vor jedem ersten Eingriff erforderlich, um eine signifikante Erhöhung des 
Tötungs- und Verletzungsrisikos zu vermeiden und das Tötungsverbot 

Forderung: Aufnahme einer eigenständigen Festsetzung zur obligatorischen Vorabkontrolle aller von 
Rodung, Abriss oder sonstigen erheblichen Eingriffen betroffenen Strukturen (Gebäude, Gehölze, 
Materialhaufen, Saumbiotope etc.) auf aktive Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Arten durch 
fachkundige Personen unmittelbar vor dem ersten Eingriff; bei Nachweis entsprechender Vorkommen 
sind die Maßnahmen anzupassen bzw. zurückzustellen. Diese Festsetzung gilt unabhängig von der 
Einhaltung der Bauzeitfenster und zusätzlich zu der in Nr. 10 vorgesehenen ökologischen Baubegleitung. 

1.3 CEF-Maßnahmen (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) 

Der B-Plan setzt unter Festsetzung Nr. 11 (CEF 1: 4 Nistkästen) und Nr. 12 (CEF 2: 2 Fledermausquar-
tiere) vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen fest. Beide Festsetzungen enthalten keinen Herstellungs-
zeitpunkt. § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG verlangt, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten durchgängig gewährleistet bleibt – die CEF-Maßnahmen müssen also vor 
dem ersten Eingriff funktionsfähig sein (BVerwG 7 C 4.21). Außerdem fehlt eine verbindlich verankerte 
Wirksamkeitskontrolle. 

Forderungen: 

• Ergänzung der Festsetzungen CEF 1 und CEF 2 um die Formulierung: „Die Maßnahmen sind vor 
Beginn der Abbruch- und Gehölzbeseitigungsarbeiten durchzuführen und von der ökologischen 
Baubegleitung als funktionsfähig zu bestätigen." 

• Verbindliche Verankerung einer Erfolgskontrolle (ökologische Baubegleitung mit Dokumentation) 
als städtebaulicher Vertrag. 

2. Regenwasserbewirtschaftung und Retentionspflicht 

Die Machbarkeitsstudie zur Oberflächenentwässerung (Begründung Kap. 3.7.2) sieht für die Flächen WA 
1 und 2 eine zentrale Regenrückhaltung (z.B. Zisterne) mit einem Rückhaltevolumen von rund 40 m³ und 
eine Drosselung der Einleitung in den Regenwasserkanal auf 30 l/s entsprechend den Vorgaben des AZV 
vor. Das orientierende Baugrundgutachten beschreibt im Plangebiet überwiegend Schluff- und 
Sandböden (Auesand, Gehängelehm) und bewertet die Versickerungseignung nur als eingeschränkt. 
Versickerungsanlagen erfordern dem Gutachten zufolge einen gesonderten Nachweis geeigneter 
durchlässiger Schichten, eine flächenhafte Versickerung wird nicht empfohlen. Vor diesem Hintergrund 
bleiben in der Praxis Retention und gedrosselte Kanaleinleitung die maßgeblichen 
Bewirtschaftungsoptionen. 
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Die notwendige Regenrückhalteanlage ist bislang lediglich als Hinweis in den Planunterlagen enthalten, 
nicht jedoch als verbindliche Festsetzung. Das ist unzureichend: Ohne rechtliche Sicherung besteht 
keine Gewähr, dass die Anlage tatsächlich hergestellt wird. 

Forderung: Verbindliche Festsetzung der Regenrückhalteanlage (ca. 40 m³ Rückhaltevolumen, Drossel 
30 l/s) nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB oder Sicherung über einen städtebaulichen Vertrag. 

3. Begrüßenswerte Festsetzungen 

Der BUND hebt folgende Planfestsetzungen ausdrücklich als fachlich angemessen hervor: 

• Gründachpflicht für WA 1 und WA 2 mit mind. 8 cm Substratdicke (Teil B, Abschn. II Nr. 1) 

• Wasserdurchlässige Beläge für Stellplätze und Wege auf Privatgrundstücken (Teil B, Abschn. II 
Nr. 2) 

• Lichtimmissionsschutz für Fledermäuse: abgeschirmte Leuchten, Farbtemperatur ≤ 2.700 K, 
Dimmpflicht, Pollerleuchten im Bereich GF 1/GF 2 (Festsetzung Nr. 4–6) 

• Erhalt der Gehölzstruktur am Carl-Kirchhof-Teich und der Stieleiche auf Fläche 2 (Festsetzung Nr. 
2–3) 

Werden die unter 1.und 2. benannten Punkte nachvollziehbar abgearbeitet, sieht der BUND Sachsen dem 
Satzungsbeschluss grundsätzlich keine Hindernisse entgegen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


